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THEMA DES TAGES

Politik verschleiert
Bildungsmisere
Mangelhafte Schulqualität wird den Bürgern

oft nicht transparent gemacht. Das hat fatale Folgen
für Schüler - und die Gesellschaft insgesamt

D

as Münchner Wirtschaftsfor-
schungsinstitut Ifo hat im
vergangenen Jahr eine be-
merkenswerte Studie zum
Wechselspiel zwischen Schu-

le und Politik präsentiert, nur leider blieb
die Analyse fastvöllig unter dem Radar. Da-
bei waren die Ergebnisse aufschlussreich
und auch bedenklich.

HANNELORE CROLLY

Die Münchner Forscher hatten sich ge-
meinsam mit anderen Instituten, darunter
dem Mannheimer Leibniz-Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW),
die provokante Frage gestellt: Was behin-
dert eigentlich einen leistungsstarken
Wettbewerb im Bildungsföderalismus? Ih-
re Antwort: Vielen Politikern ist die Repu

tation offenbar wichtiger als der ehrliche
Vergleich. Gerade in Bundesländern, in de-
nen es an der Schulqualität besonders ha-
pert, fehle bei politischen Entscheidern die
Bereitschaft zu mehr Transparenz. Das
wiederum verhindere den Wettbewerb
zwischen den Bundesländern um die bes-
ten bildungspolitischen Ansätze, analy-
siert das Ifo.

Schwächen im Bildungsangebot, ob das
nun Unterrichtsausfall oder schwindende
Schülerkompetenzen sind, drohen alsovon
der Politik verschleiert zu werden, notwen-
dige Konsequenzen bleiben womöglich aus.
„Unsere Ergebnisse legen nahe, dassPoliti-
kerinnen und Politiker aus Sorge vor einer
negativen Reputation mehr Transparenz
ablehnen", so Ifo-Forscher Sebastian Bles-
se, einer der Studienautoren. Dabei wäre
ein kontinuierlicher, sorgfältiger Vergleich
zwischen den Schulsystemen der Länder
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dringend nötig, um den Erfolg oder Unsinn
politischer Maßnahmen zu bewerten.

Eigentlich sollten alle Länder in einem
fruchtbaren Leistungswettbewerb mitei-
nander stehen, der dann insgesamt ein bes-
seres Bildungsniveau hervorbringt. So lau-
tet zumindest die Grundidee des Bildungs-
föderalismus. Dafür müsste allerdings zu-
nächst einmal die Schulqualität im eigenen
Bundesland realistisch eingeschätzt wer-
den. Davon kann jedoch laut Ifo keine Rede
sein. Das Institut wertete aus Daten desIfo-
Bildungsbarometers 2020 Angaben von
mehr als 10.000 Bürgern und über 500
Landtagsabgeordneten aus, die dasSchulni-
veau im eigenen Bundesland beurteilt hat-
ten. Daserstaunliche Ergebnis: Die Schüler-
leistungen wurden systematisch falsch
wahrgenommen, und zwar von der Bevölke-
rung wie von Politikern gleichermaßen. In
Bundesländern mit überdurchschnittlichen
Schülerleistungen fiel die Einschätzung oft
zu schlecht aus, in schwachen Ländern da-
gegen viel zu positiv.

Das große Problem dieser Fehlsicht trat
zutage, als Testgruppen zunächst mit der
Realität konfrontiert wurden, also vor Ab-
gabe ihrer Bewertung genauer informiert
wurden über die Lage an der Schulfront.
Prompt stieg in leistungsschwachen Län-
dern die Unzufriedenheit der Bürger mit
den politisch Verantwortlichen massiv an,
gepaart mit der Forderung nach mehr Of-
fenheit und Vergleichsmöglichkeiten. Bei
den Politikern jedoch geschah genau das
Gegenteil: Ihre Bereitschaft zu erhöhter
Transparenz sank in diesem Szenario rapi-
de ab. Somancher Politiker lebt also offen-
kundig lieber mit einer - fälschlicherweise
positiven Einschätzung der Bevölkerung,
als sich der bitteren Realität zu stellen und
gegenzusteuern.

Die Leidtragenden von Mängeln im
Schulsystem sind aber nicht allein die Schü-
ler, sondern die ganze Gesellschaft,wie das
Ifo und andere Forschungsinstitute immer
wieder betonen. Sie erheben daher auch oh-
ne spezifischen Auftrag Daten, um die Poli-
tik zum Jagen zu tragen. Kürzlich hat bei-
spielsweise das arbeitgebernahe Institut
der deutschen Wirtschaft (IW) in Köln ei-
nen Ländervergleich zur weit voneinander
abweichenden Stundenzahl an Grundschu-
len vorgelegt. Und dasDortmunder Institut
für Schulentwicklungsforschung (IFS)
machte sichdie Mühe, noch einmal genauer
auf die Schulleitungsbefragung zu schauen,
die im Zuge der Internationalen Grund-
schul-Lese-Untersuchung (Iglu) 2021 ge-
macht worden war. BeideAnalysen beschei-
nigen den deutschen Grundschulen massi-
ve Defizite.

„Der Kompetenzerwerb von Kindern im
Grundschulalter verläuft in Deutschland
bei Weitem nicht optimal", urteilt dasKöl

ner IW ungnädig. Bekanntlich ist der Anteil
an Viertklässlern, die Mindeststandards im

Lesen und Rechnen nicht erfüllen, binnen
zehn Jahren massiv gestiegen - auf mittler-
weile rund jeden fünften Grundschüler. Gu-
te Bildung sei aber unerlässlich, um den
Fachkräftemangel zu bekämpfen, mahnt
dasForschungsinstitut. Vor allem in den Fä-
chern Deutsch und Mathematik müssten
Kinder bereits in der Grundschule ausrei-
chend Unterricht haben, um später genug
mathematische Fähigkeiten und Lesekom-
petenzen zu erreichen. Das sei die Voraus-
setzung, um erfolgreich eine Ausbildung zu
absolvieren.

Das IW machte aber deutliche Unter-
schiede bei den gesetzlich geregelten
Pflichtstunden aus. So werden Hamburger
Grundschüler in den ersten vier Jahren ins-
gesamt 108 Stunden lang pro Woche unter-
richtet, also im Schnitt 27 Wochenstunden
pro Klassenstufe. In Hessen und Schleswig-
Holstein sind es dagegen insgesamt nur 92
Stunden, in Brandenburg, Niedersachsen

und Sachsen kaum mehr. Aber auch ganz
grundsätzlich bleibe im Halbtags-Schulsys-
tem wenig Zeit, um Fähigkeiten zu vertie-
fen, urteilt das IW. Auch Fächer wie Sach-
kunde, Sport und insbesondere das
Schwimmen kämen viel zu kurz. Zwar ist
keine direkte Korrelation zwischen den
schwachen Viertklässler-Ergebnissen und
der Anzahl der Wochenstunden erkennbar.
Berlin beispielsweise hältim Deutschunter-
richt mit 31Wochenstunden in vier Schul-
jahren den bundesweiten Rekord, aber zu-
gleich auch zusammen mit Bremen und
Brandenburg die rote Laterne, was die Fä-
higkeit zu lesen, zu verstehen und zu
schreiben angeht. Das Saarland wiederum,
dasnur auf 20 Deutschstunden kommt, legt
in diesen Disziplinen recht ordentliche Er-
gebnisse vor. Allerdings sei der Vergleich
schwierig, weil das Saarland zusätzliche
Förderstunden vorsehe, die auch für
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Deutsch eingesetzt werden könnten, sodas
Ifo. Klar sei aber: Das von der Ständigen
wissenschaftlichen Kommission der Kultus-
ministerkonferenz (KMK) empfohlene
Mindestmaß von 24 Deutschstunden pro
Woche werde nicht überall erreicht. Dabei
sei mehr Deutschunterricht essenziell für
den Lernerfolg in allen anderen Fächern.
„Ansonsten wird dies sehr stark in die El-
ternhäuser verlagert, womit der familiäre
Hintergrund einen stärkeren Effekt auf die
Kompetenzentwicklung erhält", so die Stu-
dienautoren.

Zumindest auf dasProblem unterschied-
licher Stundenkontingente haben die deut-
schen Kultusminister gerade reagiert und
sich für neue Regeln ausgesprochen. Die
Grundschüler sollen vom Schuljahr 2026/27

an deutschlandweit mindestens 94 Wo-
chenstunden in den ersten vier Jahren un-
terrichtet werden, empfiehlt die Kultusmi-
nisterkonferenz. Mindestens 53 Stunden
davon sollen auf Deutsch, Mathematik und
Sachkunde entfallen. Das solle nicht zulas-
ten anderer Fächer gehen, betonte die
rheinland-pfälzische Bildungsministerin als
Vertreterin der SPD-regierten Länder in der
KMK, Stefanie Hubig (SPD). Wenn nötig,
müssten eben neue Lehrkräfte eingestellt
werden. Doch eine neue Stundentafel wird
nicht ausreichen. Wie das Institut für
Schulentwicklungsforschung festgestellt

hat, ist noch ein anderer Aspekt problema-
tisch. Laut IFS müssen Kinder aus wirt-
schaftlich benachteiligten Verhältnissen
nämlich häufiger in Schulen lernen, die
schlechter ausgestattet sind als solche in
privilegierter Lage. „Für die vorhandenen
Ressourcen zeigt sich in Deutschland eine
Abhängigkeit von der sozialen Lage der
Schule", so dasan der Technischen Univer-
sität Dortmund angesiedelte Institut.

Die Forscher haben die Angaben der
Schulleiter aus der jüngsten Iglu-Studie
analysiert und herausgefunden: Grund-
schulen, an denen mehr als 25 Prozent der
Schüler aus sozial schwachen Familien
stammt, leiden mehr unter der Knappheit
schulischer Ressourcen als Schulen mit ei-
nem Anteil von weniger als 25 Prozent. Be-
sonders stark mangele es an Technik und
Medien, um die Schüler beim Lernen zu un-
terstützen. Außerdem fehlt es laut IFS an
Unterrichtsräumen. Um „bestehende Dis-
paritäten nicht weiter zu verstärken",
mahnt das Institut, erscheine eine „ver-
mehrte Zuweisung von Mitteln und Res-
sourcen an Schulen in wirtschaftlich be-
nachteiligten Lagen sinnvoll". Auch das IW
mahnt mit Blick auf die leeren Staatskassen
dringlich, an der Bildung nicht zu sparen.
Bildungs-infrastruktur koste heute Geld,
sagt

IW-Geschäftsführer

Hubertus Bardt
„und schafftmorgen Wachstum".


